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A. Bekanntmachungen des Landkrei-
ses Emsland

482 Sitzung des Ausschusses für Kultur und
Tourismus

Am Dienstag, dem 06.12.2022, findet um 15:00 Uhr eine Sitzung
des Ausschusses für Kultur und Tourismus im Kreishaus I, Orde-
niederung 1, Sitzungssaal, 49716 Meppen, statt.

T a g e s o r d n u n g

I. Öffentliche Sitzung

1. Eröffnung der Sitzung
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschluss-

fähigkeit
3. Feststellung der Tagesordnung
4. Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des Aus-

schusses für Kultur und Tourismus vom 02.06.2022
5. Tourismus im Emsland;

Sachstandsbericht
6. Anpassung und Veröffentlichung der "Förderkriterien für die

Bezuschussung von Musikvereinen und Chören"
7. Aufgaben, Organisation und Finanzierung des Emsländi-

schen Heimatbundes e. V. sowie der Emsländischen Land-
schaft e. V.

8. Aufarbeitung der Geschichte des Landkreises Emsland;
Erarbeitung einer kommentierten Bibliographie mit dem
Titel "Forschungen zur Geschichte des Nationalsozialismus
im heutigen Landkreis Emsland"

9. Bericht über wichtige Angelegenheiten
10. Anfragen und Anregungen
11. Schließung der Sitzung

Gegen voraussichtlich 17:00 Uhr findet bei Bedarf eine Einwoh-
nerfragestunde statt. Jede Einwohnerin und jeder Einwohner des
Landkreises kann Fragen zu Angelegenheiten des Landkreises
stellen. Eine Diskussion findet nicht statt.

Meppen, 17.11.2022

LANDKREIS EMSLAND

Burgdorf
Landrat

--------------------------------------------------

483 Sitzung des Ausschusses für Umwelt und
Natur

Am Mittwoch, dem 07.12.2022, findet um 15:00 Uhr eine Sitzung
des Ausschusses für Umwelt und Natur im Kreishaus I, Ordenie-
derung 1, Sitzungssaal, 49716 Meppen, statt.

Im Anschluss an den Umweltausschuss findet die Beiratssitzung
der Naturschutzstiftung statt.

T a g e s o r d n u n g

I. Öffentliche Sitzung

1. Eröffnung der Sitzung
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschluss-

fähigkeit
3. Feststellung der Tagesordnung
4. Genehmigung der Protokolle über die Sitzungen des Aus-

schusses für Umwelt und Natur vom 28.02.2022 und
26.09.2022

5. European Energy Award für den Landkreis Emsland – Gold-
Zertifizierung

6. Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien
(Wind und Solar); Aktuelle Aktivitäten der Bundes- und
Landesregierung, Auswirkungen

7. Klimaschutz und Klimafolgenanpassung in der Bauleitpla-
nung

8. Klimaschutzsofortmaßnahmen – Einsatz von Biokraftstoff
bei der Emsländischen Eisenbahn

9. Effiziente Vermeidung von CO2-Ausstoß und weitere Maß-
nahmen zum Schutz des Klimas und der Bürger im Emsland
bei der Förderung von Baumaßnahmen durch den Kreis;
Vorlage 56/2022 (Anlage)

10. Bericht über wichtige Angelegenheiten
11. Anfragen und Anregungen
12. Schließung der Sitzung

Gegen voraussichtlich 16:00 Uhr findet bei Bedarf eine Einwoh-
nerfragestunde statt. Jede Einwohnerin und jeder Einwohner des
Landkreises kann Fragen zu Angelegenheiten des Landkreises
stellen. Eine Diskussion findet nicht statt.

Meppen, 24.11.2022

LANDKREIS EMSLAND

Burgdorf
Landrat

--------------------------------------------------

B. Bekanntmachungen der Städte, Ge-
meinden und Samtgemeinden

484 Satzung über die Festsetzung der Hebe-
sätze für die Realsteuern der Gemeinde
Bawinkel (Hebesatzsatzung)

Aufgrund der §§ 10, 58, 111 und 112 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), der §§ 1 und 25 des
Grundsteuergesetzes (GrStG) und der §§ 1 und 16 des Gewerbe-
steuergesetzes (GewStG) in Verbindung mit § 1 des Realsteuer-
Erhebungsgesetzes in den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat
der Gemeinde Bawinkel in seiner Sitzung am 09. November 2022
folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Gebiet der
Gemeinde Bawinkel für das Haushaltsjahr 2023 wie folgt fest-
gesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für land- und forstwirtschaft-
liche Betriebe (Grundsteuer A) auf 360 v. H.

1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) auf 360 v. H.

2. Gewerbesteuer auf 360 v. H.

§ 2

Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Bawinkel, 09.11.2022

GEMEINDE BAWINKEL

Hans-Peter Langels
Bürgermeister

--------------------------------------------------
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485 Satzung über die Festsetzung der Hebe-
sätze (Hebesatzsatzung) für die Realsteu-
ern der Gemeinde Dohren

Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Nie-
dersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), der
§§ 1 und 25 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes (GrStG), der §§ 1
und 16 Abs. 3 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) und des
§ 1 des Gesetzes zur Übertragung der Festsetzung und Erhe-
bung der Realsteuern auf die hebeberechtigten Gemeinden (Real-
steuer-Erhebungsgesetz) in der jeweils gültigen Fassung hat der
Rat der Gemeinde Dohren in seiner Sitzung am 17.11.2022 fol-
gende Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Real-
steuern (Hebesatzsatzung) beschlossen:

§ 1
Hebesätze

Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt:

1 Grundsteuer

a) für die Betriebe der Land- und
 Forstwirtschaft (Grundsteuer A) 350 v. H.

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 350 v. H.

2. Gewerbesteuer 350 v. H.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2023 in Kraft.

Herzlake, 17.11.2022

GEMEINDE DOHREN

Schümers Dieker
Gemeindedirektorin Bürgermeister

-----------------------------------------------

486 1. Änderung der Satzung über die Erhebung
von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßen-
bauliche Maßnahmen in der Gemeinde
Geeste (Straßenausbaubeitragssatzung)

Aufgrund der §§ 10, 11 und 58 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes1 und der §§ 6, 6b des Niedersächsischen
Kommunalabgabengesetzes2  hat der Rat der Gemeinde Geeste
in seiner Sitzung am 27.10.2022 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Zuschüsse Dritter

§ 4 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt geändert:

Zuschüsse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes
bestimmt hat, abweichend von § 6 Abs. 5 Satz 5 NKAG vor der
Verteilung des beitragsfähigen Aufwandes auf Gemeinde und An-
lieger von diesem abzuziehen.

§ 2
Inkrafttreten

Diese 1. Änderung der Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2020
in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Regelung des § 4 Abs. 3 der
Satzung vom 26.10.2017 außer Kraft.

Geeste, 28.10.2022

GEMEINDE GEESTE

Höke
Bürgermeister

___________________________
1 (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds.

GVBl. 2010, 576), zuletzt geändert durch Gesetz vom
23.03.2022 (Nds. GVBl. S. 191)

2 (NKAG) in der Fassung vom 20. April 2017 (Nds. GVBl.
2017, 121), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 13.10.2021 (Nds. GVBl. S. 700)

--------------------------------------------------

487 Gemeinde Geeste – Bekanntmachung des
Jahresabschlusses 2013

Der Rat der Gemeinde Geeste hat in seiner Sitzung am 27. Okto-
ber 2022 den Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2013 be-
schlossen und dem Bürgermeister gem. § 129 Abs. 1 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes Entlastung erteilt.
Auf Grund der §§ 129 Abs. 2 und 156 Abs. 4 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes liegt der Jahresabschluss
2013 mit dem um die Stellungnahme des Bürgermeisters er-
gänzten Schlussberichtes des Rechnungsprüfungsamtes in der
Zeit vom 05.12. bis 15.12.2022 während der Öffnungszeiten im
Rathaus der Gemeinde Geeste, Zimmer B 6, Am Rathaus 3,
49744 Geeste-Dalum, zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Geeste, 24.11.2022

GEMEINDE GEESTE
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------

488 Satzung über die Festsetzung der Hebe-
sätze für die Realsteuern der Gemeinde
Gersten (Hebesatzsatzung)

Aufgrund der §§ 10, 58, 111 und 112 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), der §§ 1 und 25 des
Grundsteuergesetzes (GrStG) und der §§ 1 und 16 des Gewerbe-
steuergesetzes (GewStG) in Verbindung mit § 1 des Realsteuer-
Erhebungsgesetzes in den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat
der Gemeinde Gersten in seiner Sitzung am 24.11.2022 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Gebiet der
Gemeinde Gersten für das Haushaltsjahr 2023 wie folgt festge-
setzt:
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1. Grundsteuer

1.1 für land- und forstwirtschaft-
liche Betriebe (Grundsteuer A) auf 360 v. H.

1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) auf 360 v. H.

2. Gewerbesteuer auf 360 v. H.

§ 2

Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Gersten, 24.11.2022

GEMEINDE GERSTEN

Karl Köbbe
Bürgermeister

--------------------------------------------------

489 Satzung über die Festsetzung der Hebe-
sätze für die Realsteuern der Gemeinde
Handrup (Hebesatzsatzung)

Aufgrund der §§ 10, 58, 111 und 112 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), der §§ 1 und 25 des
Grundsteuergesetzes (GrStG) und der §§ 1 und 16 des Gewerbe-
steuergesetzes (GewStG) in Verbindung mit § 1 des Realsteuer-
Erhebungsgesetzes in den jeweils gültigen Fassungen  hat der Rat
der Gemeinde Handrup in seiner Sitzung am 16. November 2022
folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Gebiet der
Gemeinde Handrup für das Haushaltsjahr 2023 wie folgt festge-
setzt:

1.   Grundsteuer

1.1 für land- und forstwirtschaft-
liche Betriebe (Grundsteuer A) auf 360 v. H.

1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) auf 360 v. H.

2. Gewerbesteuer auf 360 v. H.

§ 2

Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Handrup, 16.11.2022

GEMEINDE HANDRUP

Josef Mauentöbben
Bürgermeister

--------------------------------------------------

490 Stadt Haselünne – Bekanntmachung; In-
krafttreten des Bebauungsplanes Nr. 4.6
„Gewerbegebiet Hammer Tannen, 3. Erwei-
terung“

Der Rat der Stadt Haselünne hat am 30.06.2022 in öffentlicher
Sitzung den Bebauungsplan Nr. 4.6 „Gewerbegebiet Hammer
Tannen, 3. Erweiterung“, nebst textlichen Festsetzungen, örtlichen
Bauvorschriften und Begründung mit Umweltbericht nach § 10
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in dem nachstehen-
den Kartenausschnitt dargestellt.

Der Bebauungsplan Nr. 4.6 „Gewerbegebiet Hammer Tannen,
3. Erweiterung“, nebst textlichen Festsetzungen, örtlichen Bauvor-
schriften und Begründung mit Umweltbericht tritt mit dieser Be-
kanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB).

Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner textlichen Festset-
zungen, örtlichen Bauvorschriften und Begründung mit Umwelt-
bericht sowie der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a
Abs. 1 BauGB während der üblichen Dienststunden im Rathaus
der Stadt Haselünne, Zimmer 34, Rathausplatz 1, 49740 Hase-
lünne, eingesehen werden. Jedermann kann den Bebauungsplan
und seine Begründung einsehen und über ihren Inhalt Auskunft
verlangen. Weiterhin können diese Unterlagen auch auf der Home-
page der Stadt Haselünne unter www.haseluenne.de eingesehen
und zusätzlich über das zentrale Internetportal des Landes Nieder-
sachsen https://uvp.niedersachsen.de abgerufen werden.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den
§§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leis-
tung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist,
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen.

Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine
Verletzung  der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des
Flächennutzungsplanes oder aber ein nach § 214 Abs. 3 Satz 2
BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs nur beacht-
lich werden, wenn sie innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Haselünne, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, geltend gemacht worden sind. Der
Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen.

Haselünne, 18.11.2022

STADT HASELÜNNE
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------
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491 Bekanntmachung; Änderung 17 A des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Haselünne

Der Landkreis Emsland hat die vom Rat der Stadt Haselünne
am 30.06.2022 in öffentlicher Sitzung beschlossene Änderung
17 A des Flächennutzungsplanes mit Verfügung vom 14.11.2022
(Az.: 65-610-302-01/17 A) gem. § 6 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) genehmigt.

Der Geltungsbereich dieser Änderung ist in dem nachstehenden
Kartenausschnitt dargestellt.

Mit dieser Bekanntmachung wird die Änderung 17 A des Flächen-
nutzungsplanes der Stadt Haselünne gemäß § 6 Abs. 5 BauGB
rechtswirksam.

Die Flächennutzungsplanänderung kann einschließlich der Be-
gründung mit Umweltbericht und einer zusammenfassenden Er-
klärung nach § 6a Abs. 1 BauGB während der üblichen Dienststun-
den im Rathaus der Stadt Haselünne, Zimmer 34, Rathausplatz 1,
49740 Haselünne, eingesehen werden. Jedermann kann die Flä-
chennutzungsplanänderung einsehen und über ihren Inhalt Aus-
kunft verlangen (vgl. § 6 Abs. 5 BauGB). Weiterhin können diese
Unterlagen auch auf der Homepage der Stadt Haselünne unter
www.haseluenne.de eingesehen und zusätzlich über das zentrale
Internetportal des Landes Niedersachsen https://uvp.niedersach-
sen.de abgerufen werden.

Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass eine
Verletzung der im § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 des BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des
Flächennutzungsplanes oder aber ein nach § 214 Abs. 3 Satz 2
BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs nur beacht-
lich werden, wenn sie innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Haselünne, Rathaus-
platz 1, 49740 Haselünne, geltend gemacht worden sind. Der
Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften oder den
Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen.

Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist dar-
zulegen.

Haselünne, 18.11.2022

STADT HASELÜNNE
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------

492 Satzung über die Entschädigung der Mit-
glieder des Rates und der nicht dem Rat an-
gehörenden Ausschussmitglieder in der
Gemeinde Herzlake

Aufgrund der §§ 10, 11, 44, 54, 55, 58 und 71 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der zurzeit
gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Herzlake in seiner
Sitzung am 09.11.2022 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

(1) Die Tätigkeit als Ratsfrau und Ratsherr und sonstige ehren-
amtliche Tätigkeit für die Gemeinde Herzlake wird grundsätz-
lich unentgeltlich geleistet. Anspruch auf Aufwandsentschädi-
gung, Auslagenersatz, einschließlich der Aufwendungen für
eine Kinderbetreuung, sowie Erstattung von Verdienstausfall
und den Pauschalstundensatz besteht – soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist – nur im Rahmen dieser Satzung.

(2) Eine monatliche Aufwandsentschädigung wird jeweils im Vo-
raus für einen vollen Monat gezahlt, auch dann, wenn der Emp-
fänger das Amt nur für einen Teil des Monats innehat. Mit der
Zahlung der Aufwandsentschädigung gelten alle Auslagen, mit
Ausnahme der Fahrtkosten für die Bürgermeisterin/den Bür-
germeister, als abgegolten.

(3) Führt der Empfänger einer Aufwandsentschädigung seine
Dienstgeschäfte – den Erholungsurlaub nicht eingerechnet –
länger als drei Monate nicht, so ermäßigt sich die Aufwands-
entschädigung für die über drei Monate hinausgehende Zeit
auf die Hälfte. Vom gleichen Zeitpunkt an erhält der die Ge-
schäfte führende Vertreter 75 % der Aufwandsentschädigung
des Vertretenen. Seine Aufwandsentschädigung darf dann
insgesamt nicht höher sein, als die des Vertretenen.

(4) Ruht das Mandat, so wird keine Aufwandsentschädigung
gezahlt.

§ 2
Aufwandsentschädigungen,

Sitzungsgelder und Fahrkosten

(1) Aufwandsentschädigungen erhalten:

a) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister
 in Höhe von monatlich 600,00 €

b) die 1. ehrenamtliche Vertreterin/
 der 1. ehrenamtliche Vertreter
 der Bürgermeisterin/des Bürger-
 meisters
 in Höhe von monatlich 160,00 €

c) die 2. ehrenamtliche Vertreterin/
 der 2. ehrenamtliche Vertreter
 der Bürgermeisterin/des Bürger-
 meisters
 in Höhe von monatlich 160,00 €

d) die Fraktionsvorsitzenden
 in Höhe von monatlich 100,00 €

e) die Ausschussvorsitzende/
 der Ausschussvorsitzende
 in Höhe von monatlich 60,00 €

f) die Mitglieder des Hauptausschusses
 in Höhe von monatlich 80,00 €

 Bei Doppelfunktionen wird die jeweils höhere Aufwandsent-
schädigung gezahlt.
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(2) Die Ratsfrauen und Ratsherren erhalten eine Aufwandsent-
schädigung von monatlich 40 € und für die Teilnahme an einer
Sitzung des Rates und an Informationsveranstaltungen im
Rahmen der Ratsarbeit, zu denen die Bürgermeisterin/der Bür-
germeister geladen hat, sowie für die Teilnahme an einer Sit-
zung des Verwaltungsausschusses, eines Ausschusses, der
Fraktion und der Gruppe ein Sitzungsgeld von 40 € je Sitzung.
Für repräsentative Termine (z. B. Spatenstich, Einweihungs-
feierlichkeiten) wird kein Sitzungsgeld gezahlt.

 Soweit Kinder unter 14 Jahren nicht von Familienmitgliedern
bzw. Einrichtungen (z. B. Kindergärten) betreut werden können
und den Mitgliedern des Rates tatsächliche finanzielle Aufwen-
dungen entstehen, wird ein Sitzungsgeld von 50 € je Sitzung
gezahlt.

(3) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister erhält für die mit sei-
nem privaten Kraftfahrzeug durchgeführten Fahrten innerhalb
der Gemeinde eine monatliche Fahrkostenpauschale in Höhe
von 100 €.

§ 3
Sitzungsgeld

für sonstige Mitglieder in Ratsausschüssen

Nicht dem Rat angehörende Mitglieder der Ausschüsse erhalten
für die Teilnahme an einer Ausschusssitzung eine Aufwandsent-
schädigung als Sitzungsgeld von 40 € je Sitzung.
Soweit Kinder unter 14 Jahren nicht von Familienmitgliedern bzw.
Einrichtungen (z. B. Kindergärten) betreut werden können und den
nicht dem Rat angehörenden Mitgliedern tatsächliche finanzielle
Aufwendungen entstehen, wird eine Aufwandsentschädigung als
Sitzungsgeld in Höhe von 50 € je Sitzung gezahlt.

§ 4
Verdienstausfall, Pauschalstundensatz

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren und die nicht dem Rat angehö-
renden Ausschussmitglieder erhalten Ersatz ihres Verdienst-
ausfalls.

 Der Ersatz des Verdienstausfalls wird für jede angefangene
Stunde der regelmäßigen Arbeitszeit berechnet.

(2) Unselbständig Tätigen wird auf Antrag der entstandene und
nachgewiesene Verdienstausfall bis zur Höhe von 24 € je
Stunde ersetzt, höchstens für 8 Stunden täglich.

(3) Selbständig Tätigen wird auf schriftlichen Antrag eine Ver-
dienstausfallpauschale je angefangene Stunde gewährt, die im
Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Einkom-
mens berechnet wird. Der Höchstbetrag wird auf 24 € je
Stunde, bis zu 8 Stunden je Tag, festgesetzt.

 Wesentliche Veränderungen der Einkommenssituation sind
unverzüglich anzuzeigen.

(4) Personen, die keine Ersatzansprüche nach den Absätzen
2 und 3 geltend machen können, erhalten auf Antrag einen
Pauschalstundensatz, wenn im Haushaltsführungsbereich
oder im sonstigen beruflichen Bereich, einschließlich der Land-
wirtschaft, aus dringenden Gründen eine Hilfskraft, die nicht
der Familie angehört, in Anspruch genommen wird, damit die
Ratsfrauen und Ratsherren in zumutbarer Weise ihre Ver-
pflichtungen aus der Mandatstätigkeit wahrnehmen können.
Dies gilt im Bereich der Haushaltsführung insbesondere dann,
wenn ein ausgleichspflichtiger Nachteil entsteht, weil dem
Haushalt mindestens ein Kind unter 14 Jahren, eine ältere
Person über 67 Jahre oder eine anerkannt pflegebedürftige
Person angehört. Auf schriftlichen Antrag wird ein Pauschal-
stundensatz in Höhe des aktuellen Mindestlohnes nach § 1
Mindestlohngesetz (MiLoG) je angefangene Stunde bis zu
5 Stunden je Tag gewährt.

(5) Personen, die keine Ersatzansprüche nach Abs. 2 und 3
geltend machen können, denen aber im beruflichen Bereich
ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nach-
holen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfs-
kraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag einen
Pauschalstundensatz in Höhe des aktuellen Mindestlohnes
nach § 1 Mindestlohngesetz (MiLoG) je Stunde, höchstens für
5 Stunden täglich.

§ 5
Reisekosten

Für von der Gemeinde Herzlake angeordnete und genehmigte
Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes erhalten Rats-
frauen und Ratsherren und nicht dem Rat angehörende Aus-
schussmitglieder eine Reisekostenvergütung nach den Bestim-
mungen des Niedersächsischen Beamtengesetzes i. V. m. der
Niedersächsischen Reisekostenverordnung. Hierbei wird ein er-
hebliches dienstliches Interesse an der Benutzung des eigenen
Kraftwagens anerkannt. Sitzungsgelder oder Auslagenentschädi-
gungen werden daneben nicht gezahlt.

§ 6
Aufwandsentschädigung

für die nebenamtliche Gemeindedirektorin/
den nebenamtlichen Gemeindedirektor

und die allgemeine Vertreterin/den allgemeinen Vertreter

(1) Die nebenamtliche Gemeindedirektorin/der nebenamtliche
Gemeindedirektor erhält eine monatliche Aufwandsentschä-
digung von 300,00 €.

(2) Die allgemeine Vertreterin/der allgemeine Vertreter der Ge-
meindedirektorin/des Gemeindedirektors erhält eine monat-
liche  Aufwandsentschädigung von 150,00 €.

§ 7
Inkrafttreten

(1) Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01.07.2022 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung der Mit-
glieder des Rates und der nicht dem Rat angehörenden Aus-
schussmitglieder in der Gemeinde Herzlake vom 12.11.2014
außer Kraft.

Herzlake, 09.11.2022

GEMEINDE HERZLAKE

Bösken Schümers
Bürgermeister Gemeindedirektorin

--------------------------------------------------

493 Satzung über die Festsetzung der Hebe-
sätze für die Realsteuern der Gemeinde
Langen (Hebesatzsatzung)

Aufgrund der §§ 10, 58, 111 und 112 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), der §§ 1 und 25 des
Grundsteuergesetzes (GrStG) und der §§ 1 und 16 des Gewerbe-
steuergesetzes (GewStG) in Verbindung mit § 1 des Realsteuer-
Erhebungsgesetzes in den jeweils gültigen Fassungen  hat der Rat
der Gemeinde Langen in seiner Sitzung am 07. November 2022
folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Gebiet der
Gemeinde Langen für das Haushaltsjahr 2023 wie folgt festge-
setzt:
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1. Grundsteuer

1.1 für land- und forstwirtschaft-
liche Betriebe (Grundsteuer A) auf 360 v. H.

1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) auf 360 v. H.

2. Gewerbesteuer auf 360 v. H.

§ 2

Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Langen, 07.11.2022

GEMEINDE LANGEN

Franz Uhlenberg
Bürgermeister

--------------------------------------------------

494 Satzung über die Festsetzung der Hebe-
sätze für die Realsteuern der Gemeinde
Lengerich (Hebesatzsatzung)

Aufgrund der §§ 10, 58, 111 und 112 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), der §§ 1 und 25 des
Grundsteuergesetzes (GrStG) und der §§ 1 und 16 des Gewerbe-
steuergesetzes (GewStG) in Verbindung mit § 1 des Realsteuer-
Erhebungsgesetzes in den jeweils gültigen Fassungen  hat der Rat
der Gemeinde Lengerich in seiner Sitzung am 10. November 2022
folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Gebiet der
Gemeinde Lengerich für das Haushaltsjahr 2023 wie folgt festge-
setzt:

1. Grundsteuer

1.1 für land- und forstwirtschaft-
liche Betriebe (Grundsteuer A) auf 360 v. H.

1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) auf 360 v. H.

2. Gewerbesteuer auf 360 v. H.

§ 2

Die Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Lengerich, 10.11.2022

GEMEINDE LENGERICH

Gerhard Wübbe
Bürgermeister

--------------------------------------------------

495 Bekanntmachung; 99. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Samtgemeinde
Nordhümmling; Darstellung einer Wohn-
baufläche in der Mitgliedsgemeinde Sur-
wold

Der Landkreis Emsland hat mit Verfügung vom 09.11.2022
(Az.: 65-610.51/4560/2022/175) gemäß § 6 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) die vom Rat der Samtgemeinde Nordhümmling am
30.06.2022 beschlossene 99. Änderung des Flächennutzungs-
planes genehmigt.

Bei dieser Planaufstellung handelt es sich um die Darstellung von
Wohnbauflächen im Ortsteil Börgermoor in der Mitgliedsgemeinde
Surwold. Der Geltungsbereich dieser Flächennutzungsplanän-
derung ist im nachstehenden Übersichtsplan entsprechend darge-
stellt.

Mit dieser Bekanntmachung ist die 99. Flächennutzungsplanände-
rung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam geworden. Die 99. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes einschließlich Begründung und
Umweltbericht nebst Anlagen kann gemäß § 6 Abs. 5 ab sofort
während der Dienststunden im Rathaus der Samtgemeinde Nord-
hümmling in Esterwegen, Poststraße 13, 26897 Esterwegen (Zim-
mer 109), und im Rathaus in Surwold, Hauptstraße 87, 26903 Sur-
wold (Zimmer 4), eingesehen werden und über seinen Inhalt Aus-
kunft erhalten.

Gemäß § 6a Abs. 2 BauGB ist die 99. Änderung des Flächennut-
zungsplanes ergänzend auch im Internet unter der Adresse
www.sg-nordhuemmling.de unter der Rubrik Wirtschaften/Bauen –
Bauleitpläne – Flächennutzungspläne verfügbar sowie über das
Internetportal des Landes Niedersachsen über den Link http://
uvp.niedersachsen.de abrufbar.

Eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
gemäß § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 BauGB mit Ausnahme der
Vorschriften über eine Genehmigung und der Bekanntmachung
des Flächennutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2
BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs sind gemäß
§ 215 Abs. 1 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der
Samtgemeinde Nordhümmling unter Darlegung des die Verletzung
begründeten Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

Esterwegen, 21.11.2022

SAMTGEMEINDE NORDHÜMMLING
Der Samtgemeindebürgermeister

--------------------------------------------------
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496 1. Haushaltssatzung; Haushaltssatzung
und Bekanntmachung der Haushaltssat-
zung der Gemeinde Sögel  für das Haus-
haltsjahr 2022

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Sögel  in der Sitzung
am 21.09.2022 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf  12.051.300 €
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 12.276.400 €

1.3 der außerordentlichen Erträge auf      192.000 €
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf    126.000 €

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit  11.433.900 €

2.2 der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit    12.316.200 €

2.3 der Einzahlungen für Investitions-
tätigkeit 722.800 €

2.4 der Auszahlungen für Investitions-
tätigkeit 9.124.400 €

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 8.401.600 €

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit  360.800 €

festgesetzt.

Nachrichtlich: Gesamtbetrag
– der Einzahlungen des Finanz-

haushaltes  20.558.300 €
– der Auszahlungen des Finanz-

haushaltes  21.801.400 €

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 8.401.600 € festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf
718.600 € festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2022 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch
genommen werden dürfen, wird auf 1.905.650 € festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind durch eine
separate Hebesatzsatzung vom 06.10.2021 für das Haushaltsjahr
2022 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebe (Grundsteuer A) 352 v. H.

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 373 v. H.

2. Gewerbesteuer 351 v. H.

Sögel, 21.09.2022

GEMEINDE SÖGEL

Klaß
Gemeindedirektor

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022
wird öffentlich bekanntgemacht.

Die gemäß § 120 Absatz 2 und § 119 Absatz 4 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hinsichtlich
der §§ 2 und 3 der Haushaltssatzung erforderliche Genehmi-
gung ist durch den Landkreis Emsland am 28.10.2022 unter dem
Aktenzeichen 202-15-2/10 erteilt worden.

Der Haushaltsplan liegt nach § 114  Abs. 2 NKomVG in der Zeit
vom 01.12.2022 bis zum 09.12.2022 im Rathaus der Samtge-
meinde Sögel, Zimmer 37, zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Sögel, 23.11.2022

GEMEINDE SÖGEL
Der Gemeindedirektor

-----------------------------------------------

497 4. Satzung zur Änderung der Satzung der
Gemeinde Stavern über die Entschädigung
der Ratsmitglieder und sonstigen ehren-
amtlich tätigen Personen

Aufgrund des § 10, 11, 44, 54, 55, 58 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember
2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 588), hat der
Rat der Gemeinde Stavern in seiner Sitzung am 10. November
2022 folgende 4. Satzung zur Änderung der Satzung der Ge-
meinde Stavern über die Entschädigung der Ratsmitglieder und
sonstigen ehrenamtlich tätigen Personen vom 14. Juni 1995 be-
schlossen:

Artikel 1

§ 2 Abs. 1 S. 1 der Satzung erhält folgende Fassung:

§ 2
Aufwandsentschädigung

(Sitzungsgeld) für Ratsmitglieder

(1) Die Ratsmitglieder erhalten für die Teilnahme an Rats-, Aus-
schuss- und Fraktionssitzungen eine Aufwandsentschädi-
gung als Sitzungsgeld in Höhe von 30,00 Euro je Sitzung.

Artikel 2

§ 3 der Satzung erhält folgende Fassung:
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§ 3
Zusätzliche Aufwandsentschädigung

für den Ratsvorsitzenden und seinen Vertreter

Neben den Beträgen aus § 2 dieser Satzung werden monatlich
folgende zusätzliche Aufwandsentschädigungen gezahlt:

a) an den Ratsvorsitzenden /
 ehrenamtlichen Gemeindedirektor 650 Euro
b) an seinen 1. Vertreter 50 Euro

Artikel 3

§ 5 Abs. 2 der Satzung erhält folgende Fassung:

§ 5
Fahrtkosten

(2) Dem Bürgermeister wird eine Fahrtkostenpauschale für in-
nerörtliche Fahrten in Höhe von 100,00 Euro und für Behör-
denfahrten in Höhe von 50,00 Euro gezahlt.

Artikel 4

Die 4. Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Stavern
über die Entschädigung der Ratsmitglieder und sonstigen ehren-
amtlich tätigen Personen tritt rückwirkend zum 01. Juli 2022 in
Kraft.

Stavern, 10.11.2022

GEMEINDE STAVERN

Rode
Bürgermeister

-----------------------------------------------

C. Sonstige Bekanntmachungen

498 Öffentliche Bekanntmachung des Amtes
für regionale Landesentwicklung Weser-
Ems – Geschäftsstelle Meppen –; Flurberei-
nigung Fresenburg-Düthe, Landkreis Ems-
land

Flurbereinigung Fresenburg-Düthe
Landkreis Emsland

Öffentliche Bekanntmachung

A u s f ü h r u n g s a n o r d n u n g

In der Flurbereinigung Fresenburg-Düthe, Landkreis Emsland,
wird gemäß § 61 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der
zurzeit gültigen Fassung die Ausführung des Flurbereinigungs-
planes angeordnet.

1. Am

Montag, 05.12.2022 – 0.00 Uhr

 tritt der im Flurbereinigungsplan vorgesehene neue Rechts-
zustand an die Stelle des bisherigen (§ 61 Satz 2 FlurbG).

2. Zu dem genannten Zeitpunkt tritt die Landabfindung hinsicht-
lich der Rechte an den alten Grundstücken und der diese
Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, die nicht auf-
gehoben werden, an die Stelle der alten Grundstücke. Die ört-
lich gebundenen öffentlichen Lasten, die auf den alten Grund-
stücken ruhen, gehen auf die in deren örtlicher Lage ausge-
wiesenen neuen Grundstücke über (§ 68 Abs. 1 FlurbG).

3. Die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand, nament-
lich der Übergang des Besitzes und der Nutzung der neuen
Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet, sind durch die vor-
läufige Besitzeinweisung vom 30.11.2017 in Verbindung mit
den Überleitungsbestimmungen geregelt worden.

4. Gemäß § 71 Satz 3 des FlurbG können Anträge auf Fest-
setzungen und Leistungen und Ausgleichen nach § 69 (Nieß-
brauch) und § 70 (Pacht) des FlurbG nur innerhalb von 3 Mo-
naten nach Erlass dieser Anordnung beim Amt für regionale
Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Meppen,
Hasebrinkstraße 8, 49716 Meppen, gestellt werden.

Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) in der zurzeit gültigen Fassung wird hiermit die sofortige
Vollziehung der Ausführung angeordnet.

Begründung

Die nach § 61 FlurbG für den Erlass der Ausführungsanordnung
erforderlichen Voraussetzungen sind gegeben.

Sämtliche gegen den Flurbereinigungsplan eingelegten Be-
schwerden und Rechtsbehelfe sind erledigt. Da der Flurbereini-
gungsplan unanfechtbar geworden ist, ist gemäß § 61 Satz 1
FlurbG die Ausführung des Flurbereinigungsplanes anzuordnen.

Mit dem Eintritt des neuen Rechtszustandes wird der vorläufige
Charakter des bisher erfolgten Besitzüberganges beendet. Es
werden die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass neben der
Katasterberichtigung die Teilnehmer im Grundbuch als neue
Eigentümer eingetragen werden können und somit auch rechtlich
über ihre neuen Grundstücke verfügen (Belastungen, Veräuße-
rung, Erbauseinandersetzung, Erbbaurecht usw.) können. Die
Ausführungsanordnung war mithin geboten.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Ausführungsanord-
nung liegt im öffentlichen Interesse und im überwiegenden Inte-
resse der Beteiligten, da mit dem Eintritt des neuen Rechtszustan-
des der vorläufige Charakter des bisher erfolgten Besitzübergan-
ges beendet und die Übereinstimmung zwischen Besitzstand und
Eigentum herbeigeführt wird. Die sofortige Vollziehung dient damit
der Schaffung klarer Rechtsverhältnisse zu einem frühestmög-
lichen Zeitpunkt und war mithin geboten.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Anordnung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim Amt für regionale Landesentwick-
lung Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg,
oder bei der Geschäftsstelle Meppen des Amtes für regionale
Landesentwicklung Weser-Ems, Hasebrinkstraße 8, 49716 Mep-
pen, erhoben werden.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann Antrag
auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung bei dem Nie-
dersächsischen Oberverwaltungsgericht Lüneburg, Uelzener
Straße 40, 21335 Lüneburg, schriftlich, zur Niederschrift beim
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Gerichts oder in elek-
tronischer Form nach Maßgabe der Verordnung des Nds. Justiz-
ministeriums über den elektronischen Rechtsverkehr in der Justiz
vom 21.10.2011 (Nds. GVBl. S. 346) in der zurzeit gültigen Fas-
sung an ovglg-poststelle@justiz.niedersachsen.de, gestellt wer-
den.
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Hinweis:

Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese
öffentliche Bekanntmachung auch im Internet unter www.flurb-
we.niedersachsen.de, in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachun-
gen“ eingestellt.

Meppen, 01.12.2022

AMT FÜR REGIONALE LANDES-
ENTWICKLUNG WESER-EMS
– GESCHÄFTSSTELLE MEPPEN –
Im Auftrag
Ubbenjans

-----------------------------------------------

Wichtiger Hinweis!
Redaktionsschluss der letzten Ausgabe des Amtsblattes im Jahre 2022

Am 30. Dezember 2022 wird die letzte Ausgabe des Amtsblattes 2022 erscheinen.
Redaktionsschluss für dieses Amtsblatt ist

Donnerstag, der 22. Dezember 2022, 13:00 Uhr.

Nach diesem Termin zur Veröffentlichung im Amtsblatt eingehende Einsendungen
werden frühestens in der ersten Ausgabe am 13.01.2023 erscheinen.

Um Beachtung dieser Termine wird gebeten!

Herausgeber: Landkreis Emsland – Der Landrat
Regelmäßiges Erscheinen zur Mitte des Monats und zum Monatsende
Alle zur Veröffentlichung bestimmten Einsendungen sind bis spätestens 3 Arbeitstage vor Ausgabetermin an den Landkreis Emsland in
Meppen zu richten.
Die Bekanntmachungen sind im Internet unter https://www.emsland.de/amtsblatt veröffentlicht.


